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Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 


A. Zielsetzung 

Nach dem geltenden Recht wird bei Kriegsopfern die Grund- 
rente nach dem Bundesversorgungsgesetz nicht als Einkom- 
men im Sinne des Bundessozialhilfegesetzes berücksichtigt. 

Demgegenüber sind Rentenleistungen, die Verfolgte national- 
sozialistischer Gewaltmaßnahmen und deren Hinterbliebene 
aufgrund eines Schadens an Körper oder Gesundheit oder 
eines Schadens an Leben nach dem Bundesentschädigungsge- 
setz erhalten, als Einkommen anzurechnen. 

Diese unterschiedliche Behandlung von Kriegsopfern und 
Verfolgten ist nicht gerechtfertigt und soll daher beseitigt 
werden. 

B. Lösung 

Erweiterung der Ausnahmeregelung des § 76 Abs. 1 des Bun- 
dessozialhilfegesetzes; Die Renten oder Beihilfen für Schaden 
an Körper oder Gesundheit und für Schaden an Leben nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz gehören bis zur Höhe ver- 
gleichbarer Grundrenten nach dem BVG nicht zum Einkom- 
men im Sinne des Bundessozialhilfegesetzes. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Angesichts der geringen Anzahl der von der Regelung begün- 
stigten Personen sind die den Trägern der Sozialhilfe durch 
die Gesetzesänderung entstehenden Mehrkosten verhältnis- 
mäßig gering. Sie werden bundesweit geschätzt rd. 1,8 Mio. 
DM betragen, wobei für die Zukunft mit einer abnehmenden 
Kostentendenz zu rechnen ist. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Januar 1986 

14 (321) — 240 00 — So 8/86 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun- 
desrat in seiner 555. Sitzung am 18. Oktober 1985 beschlossenen Entwurf eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anla- 
ge 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

§ 76 Abs. 1 des Bundessozialhilfegesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Mai 1983 
(BGBl. I S. 613), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21. Juni 1985 (BGBl. I S. 1081), erhält folgende Fas- 
sung: 

„(1) Zum Einkommen im Sinne dieses Gesetzes 
gehören alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert mit 
Ausnahme der Leistungen nach diesem Gesetz, der 
Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz 
und der Renten oder Beihilfen, die nach dem Bun- 


desentschädigungsgesetz für Schaden an Leben so- 
wie an Körper oder Gesundheit gewährt werden, 
bis zur Höhe der vergleichbaren Grundrente nach 
dem Bundesversorgungsgesetz.“ 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 


Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Nach dem geltenden Recht sind Rentenleistungen, 
die Verfolgte und deren Hinterbliebene aufgrund 
eines Schadens an Körper oder Gesundheit oder 
eines Schadens an Leben nach dem Bundesent- 
schädigungsgesetz erhalten, Einkommen im Sinne 
des Bundessozialhilfegesetzes, weil das Bundesent- 
schädigungsgesetz keine ausdrückliche Zweckbe- 
stimmung im Sinne von § 77 Abs. 1 des Bundesso- 
zialhilfegesetzes (BSHG) für diese Leistungen ent- 
hält. 

Demgegenüber wird bei Kriegsopfern die Grund- 
rente nach dem Bundesversorgungsgesetz gemäß 
§ 76 Abs. 1 BSHG sowie das vornehmlich bei Unfall- 
opfern nach § 847 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
zu zahlende Schmerzensgeld gemäß § 77 Abs. 2 
BSHG nicht als Einkommen berücksichtigt. 

Vorstehenden gesetzlichen Bestimmungen ist un- 
abhängig von der Schadensursache gemeinsam, 
daß sie, wenngleich nicht immer ausschließlich, auf 
Grund des Verlustes des Lebens oder wegen eines 
Schadens an Körper oder Gesundheit (Personen- 
schaden) Ansprüche auf Entschädigung gewähren. 

Die Grundrente nach dem Bundesversorgungsge- 
setz stellt eine Entschädigung für die Beeinträchti- 
gung der körperlichen Unversehrtheit dar und soll 
Mehraufwendungen ausgleichen, die der Beschä- 
digte infolge einer Schädigung gegenüber gesunden 
Menschen hat. In der Hinterbliebenenversorgung 
wird die Grundrente in erster Linie als Ausgleich 
für den Verlust des Ernährers gezahlt. 

Dieser Entschädigungsgrundsatz bei Eingriffen in 
die körperliche Unversehrtheit findet sich auch im 
Bundesentschädigungsgesetz. Somit ist eine Gleich- 
stellung der durch den Nationalsozialismus Verfolg- 
ten mit den Kriegsopfern in der Sozialhilfe nicht 
nur gerechtfertigt, sondern geboten. 

Im Interesse der Gleichbehandlung der durch natio- 
nalsozialistische Gewaltmaßnahmen Verfolgten ist 
die bisherige Ausnahmeregelung in § 76 Abs. 1 
BSHG entsprechend zu erweitern. § 76 Abs. 1 BSHG 
wird daher dahin gehend neu gefaßt, daß zukünftig 
Leistungen nach dem Bundesentschädigungsge- 
setz, soweit sie nach Art der Entschädigung und 
Personenkreis und nach ihrer Höhe mit der gelten- 
den Ausnahmeregelung für die Grundrente nach 
dem Bundesversorgungsgesetz korrespondieren, 
nicht als Einkommen berücksichtigt werden. 


Die Regelung hat finanzielle Auswirkungen. Ange- 
sichts der geringen Anzahl der betroffenen Perso- 
nen sind die Kosten jedoch verhältnismäßig niedrig 
zu veranschlagen, wobei im übrigen mit einer konti- 
nuierlich rückläufigen Kostenentwicklung zu rech- 
nen ist. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel I 

Wegen der besonderen Parallelen zwischen Kriegs- 
opfern und Verfolgten orientiert sich die Neufas- 
sung an der geltenden Ausnahmebestimmung für 
Grundrentenempfänger nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz, ohne jedoch darüber hinauszugehen, 
zumal Bunde sentschädigungs- und Bundesversor- 
gungsgesetz vergleichbare Regelungen enthalten 
und insbesondere die Art der Entschädigung in bei- 
den Gesetzen in ähnlicher Weise geregelt ist. Lei- 
stungen aufgrund etwaiger wirtschaftlicher Einbu- 
ßen, etwa im Zusammenhang mit der Ausübung 
oder Nichtausübung einer Erwerbstätigkeit, werden 
nicht erfaßt, weil derartige Schädigungen auch 
nach dem Bundesversorgungsgesetz nicht durch 
die Grundrente, sondern vornehmlich durch Aus- 
gleichsrente und Berufsschadensausgleich ausge- 
glichen werden. 

Die Regelung gilt auch für Rentenleistungen an 
verwitwete Ehegatten und Waisen, weil nicht nur 
die Kriegsbeschädigten selber, sondern auch die ge- 
nannten Hinterbliebenen Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz erhalten. 

Die Einbeziehung der Hinterbliebenenbeihilfe nach 
§41a Bundesentschädigungsgesetz entspricht der 
Bestimmung über die Witwen- und Waisenbeihilfe 
gemäß § 48 Bundesversorgungsgesetz, nach der zu- 
mindest Teile der Grundrente gezahlt werden, die 
nach geltendem Recht nicht als Einkommen zu be- 
rücksichtigen sind. 


C. Finanzielle Auswirkungen 

Da die Anzahl der von der Regelung begünstigten 
Personen gering sein wird, belaufen sich die ge- 
schätzten Kosten auf voraussichtlich ca. 1,8 Mio. 
DM jährlich, wobei für die Zukunft mit einer abneh- 
menden Kostentendenz zu rechnen ist. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung stimmt dem Gesetzentwurf 
des Bundesrates zu. Sie betont, daß an dem Prinzip 
der Nachrangigkeit festgehalten werden muß. Sie 
ist gleichwohl bereit, in diesem besonderen Fall 
dem Vorschlag des Bundesrates zu folgen. 
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